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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

5 1 . Bundesgesetz: Pfändungsschutz für Arbeitseinkommen (LohnpfändungsG.).
52. Vertrag zwischen Österreich und Italien über Sozialversicherung.

5 1 . Bundesgesetz vom 16. Feber 1955
über den Pfändungsschutz für Arbeitsein-

kommen (LohnpfändungsG.).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Arbeitseinkommen.

§ 1. (1) Arbeitseinkommen, das in Geld zahl-
bar ist, kann nur nach Maßgabe dieses Bundes-
gesetzes gepfändet werden.

(2) Arbeitseinkommen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind das Diensteinkommen und die
Ruhe- und Versorgungsgenüsse der Beamten,
Lohn und Gehalt aus Arbeits- oder Dienstver-
hältnissen, Entgelt für Heimarbeit, Ruhegelder
und ähnliche nach dem einstweiligen oder dau-
ernden Ausscheiden aus dem Dienst- oder Ar-
beitsverhältnisse gewährte fortlaufende Ein-
künfte, ferner Hinterbliebenenbezüge sowie son-
stige Vergütungen für Dienstleistungen aller Art,
die die Erwerbstätigkeit des Verpflichteten voll-
ständig oder zu einem wesentlichen Teil in An-
spruch nehmen.

(3) Die Pfändung des in Geld zahlbaren Ar-
beitseinkommens erfaßt alle Vergütungen, die
dem Verpflichteten aus der Arbeits- oder Dienst-
leistung zustehen, ohne Rücksicht auf ihre Be-
nennung oder Berechnungsart.

Dem Arbeitseinkommen gleichgestellte Bezüge.

§ 2. Die in diesem Bundesgesetze für das Ar-
beitseinkommen erlassenen Vorschriften gelten
auch für die folgenden Bezüge, soweit sie in
Geld zahlbar sind:

1. Bezüge, die ein Dienstnehmer zum Aus-
gleiche für Wettbewerbsbeschränkungen für die
Zeit nach Beendigung seines Dienstverhältnisses
beanspruchen kann;

2. Renten, die auf Grund von Versicherungs-
verträgen gewährt werden, wenn diese Verträge
zur Versorgung des Versicherungsnehmers oder
seiner unterhaltsberechtigten Angehörigen ein-
gegangen sind;

3. außerordentliche Zuwendungen, Zulagen,
Versorgungsgenüsse und sonstige nicht auf
Rechtsansprüchen beruhende Bezüge.

Unpfändbare Bezüge.

§ 3. Unpfändbar sind:
1. zur Hälfte das für die Leistung von Über-

stunden gezahlte Entgelt;
2. die für die Dauer eines Urlaubes über das.

Arbeitseinkommen hinaus gewährten Bezüge, Zu-
wendungen aus Anlaß eines besonderen Betriebs-
ereignisses oder für langjährige Dienstleistungen,
soweit alle diese Beträge den Rahmen des
Üblichen nicht übersteigen;

3. Aufwandsentschädigungen, Zulagen für aus-
wärtige Beschäftigung, das Entgelt für Arbeits-
material, das vom Arbeit(Dienst)nehmer selbst
beigestellt wird, Schmutz-, Erschwernis- und Ge-
fahrenzulagen, soweit alle diese Beträge durch
Gesetz, Kollektivvertrag, Satzung, Mindestlohn-
tarif, Arbeits- oder Dienstordnung festgesetzt
sind oder den Rahmen des Üblichen nicht über-
steigen;

4. Weihnachtszuwendungen bis zum Betrage
der Hälfte des monatlichen Arbeitseinkommens,
höchstens aber bis zum Betrage von 560 S;

5. Heirats- und Geburtsbeihilfen, sofern die
Exekution wegen anderer als der aus Anlaß der
Heirat oder der Geburt entstandenen Ansprüche
betrieben wird;

6. Erziehungsgelder, Studienbeihilfen und ähn-
liche Bezüge;

7. Sterbebezüge.

Bedingt pfändbare Bezüge.

§ 4. (1) Unpfändbar sind ferner:

1. Renten, die wegen einer Verletzung des Kör-
pers oder der Gesundheit zu entrichten sind;

2. Unterhaltsrenten, die auf gesetzlicher Vor-
schrift beruhen, sowie die wegen Entziehung
einer solchen Forderung zu entrichtenden Ren-
ten;

3. fortlaufende Einkünfte, die der Verpflich-
tete aus Stiftungen oder sonst auf Grund der
Fürsorge und Freigebigkeit eines Dritten oder
auf Grund eines Ausgedingsvertrages bezieht;

4. fortlaufende Bezüge aus Witwen-, Waisen-,
Sterbe-, Hilfs- und Krankenkassen, die ausschließ-
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lich oder zu einem wesentlichen Teile zu Unter-
stützungszwecken gewährt werden.

(2) Diese Bezüge können nach den für Arbeits-
einkommen geltenden Vorschriften gepfändet
werden, wenn die Exekution in das sonstige be-
wegliche Vermögen des Verpflichteten zu einer
vollständigen Befriedigung des betreibenden
Gläubigers nicht geführt hat oder voraussichtlich
nicht führen wird und wenn nach den Umstän-
den des Falles, insbesondere nach der Art der
vollstreckbaren Forderung und der Höhe der
Bezüge, die Pfändung der Billigkeit entspricht.

(3) Das Gericht, bei dem die Bewilligung der
Exekution beantragt wurde, soll vor seiner Ent-
scheidung die Beteiligten hören.

Pfändungsschutz für Arbeitseinkommen.

§ 5. (1) Arbeitseinkommen unterliegt nicht der
Pfändung

bei Auszahlung für Monate oder Bruchteile
von Monaten in Höhe von 500 S monatlich,

bei Auszahlung für Wochen in Höhe von 120 S
wöchentlich,

bei Auszahlung für Tage in Höhe von 17 S
täglich
und, soweit es diese Beträge übersteigt, zu drei
Zehntel des Mehrbetrages.

(2) Gewährt der Verpflichtete seinem Ehegat-
ten, einem früheren Ehegatten, einem Ver-
wandten oder einem unehelichen Kind Unter-
halt, so erhöht sich der unpfändbare Teil des
Mehrbetrages für jede Person, der Unterhalt ge-
währt wird, um ein weiteres Zehntel, mindestens
um 60 S monatlich (14 S wöchentlich, 2 S täg-
lich), höchstens um 200 S monatlich (45 S
wöchentlich, 7 S 50 g täglich). Der Pfändung un-
terliegen aber jedenfalls ein Zehntel des Mehr-
betrages bis zu 380 S monatlich (90 S wöchent-
lich, 13 S täglich) und zwei Zehntel des weiteren
Mehrbetrages.

Unterhaltsansprüche.

§ 6. (1) Wegen der Unterhaltsansprüche, die
Verwandten, Ehegatten, früheren Ehegatten
oder unehelichen Kindern kraft Gesetzes zu-
stehen, sind das Arbeitseinkommen und die im
§ 3 Z. 1, 2 und 4 genannten Bezüge ohne die
im § 5 bezeichneten Beschränkungen pfändbar.
Dem Verpflichteten ist jedoch so viel zu be-
lassen, als er für seinen notwendigen Unterhalt
und zur Erfüllung seiner laufenden gesetzlichen
Unterhaltspflichten gegenüber den dem betrei-
benden Gläubiger vorgehenden Berechtigten
oder zur gleichmäßigen Befriedigung der dem
betreibenden Gläubiger gleichstehenden Berech-
tigten bedarf; von den im § 3 Z. 1, 2 und 4 ge-
nannten Bezügen hat ihm mindestens die Hälfte
des nach § 3 unpfändbaren Betrages zu ver-
bleiben. Der dem Verpflichteten hiernach ver-
bleibende Teil seines Arbeitseinkommens darf

den Betrag nicht übersteigen, der ihm nach den
Vorschriften des § 5 gegenüber nicht bevorrech-
teten betreibenden Gläubigern zu verbleiben
hätte. Für die Pfändung wegen der Rückstände,
die länger als ein Jahr vor dem Antrag auf Be-
willigung der Exekution fällig geworden sind,
gelten die Vorschriften dieses Absatzes insoweit
nicht, als nach Lage der Verhältnisse nicht anzu-
nehmen ist, daß der Verpflichtete sich seiner
Zahlungspflicht absichtlich entzogen hat.

(2) Mehrere nach Abs. 1 Berechtigte sind mit
ihren Ansprüchen in folgender Reihenfolge zu
berücksichtigen, wobei mehrere gleich nahe Be-
rechtigte untereinander gleichen Rang haben:

a) die minderjährigen unverheirateten Kin-
der, der Ehegatte und frühere Ehegatte;
das Verhältnis der minderjährigen unver-
heirateten Kinder und des Ehegatten zu
einem früheren Ehegatten bestimmt das
Exekutionsgericht nach billigem Ermessen;

b) die übrigen ehelichen Abkömmlinge, wobei
diejenigen, die im Falle der gesetzlichen
Erbfolge als Erben berufen wären, den
übrigen vorgehen, sowie die unehelichen
Kinder;

c) die Verwandten in aufsteigender Linie,
wobei die näheren Grade den entfernteren
vorgehen.

(3) Bei der Exekution wegen der im Abs. 1 be-
zeichneten Ansprüche sowie wegen der aus An-
laß einer Verletzung des Körpers oder der Ge-
sundheit zu zahlenden Renten kann zugleich mit
der Pfändung wegen fälliger Ansprüche auch
künftig fällig werdendes Arbeitseinkommen
wegen der dann jeweils fällig werdenden An-
sprüche gepfändet und überwiesen werden.

Berechnung des pfändbaren Arbeitseinkommens.

§ 7. Für die Berechnung des pfändbaren Ar-
beitseinkommens gilt folgendes:

1. Nicht mitzurechnen sind
a) die nach § 3 der Pfändung entzogenen Be-

züge,
b) Beträge, die unmittelbar auf Grund

steuerrechtlicher oder sozialrechtlicher Vor-
schriften zur Erfüllung gesetzlicher Ver-
pflichtungen des Verpflichteten abzuführen
sind,

c) Beiträge, die der Verpflichtete an seine ge-
setzliche Interessenvertretung zu entrichten
hat,

d) Beiträge, die der Verpflichtete an ein Unter-
nehmen der privaten Krankenversicherung
leistet, soweit sie den Rahmen des Üblichen
nicht übersteigen.

2. Mehrere Arbeitseinkommen sind zusammen-
zurechnen. Der unpfändbare Grundbetrag ist in
erster Linie dem Arbeitseinkommen zu ent-
nehmen, das die wesentliche Grundlage der Le-
benshaltung des Verpflichteten bildet. Das Ge-
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richt, bei dem die Bewilligung der Exekution be-
antragt wurde, und nach Beginn des Exekutions-
vollzuges das Exekutionsgericht, hat auf Antrag
eines Beteiligten zu bestimmen, mit welchem Be-
trag der der Pfändung unterliegende Teil auf
die einzelnen Arbeitseinkommen aufzuteilen ist.

3. Erhält der Verpflichtete neben seinem in
Geld zahlbaren Einkommen auch Naturalleistun-
gen, so sind Geld- und Naturalleistungen zu-
sammenzurechnen. In diesem Fall ist der in Geld
zahlbare Betrag insoweit pfändbar, als der nach
§ 5 unpfändbare Teil des Gesamteinkommens
durch den Wert der dem Verpflichteten ver-
bleibenden Naturalleistungen gedeckt ist.

4. Das der Pfändung unterliegende Arbeitsein-
kommen des Verpflichteten ist für die Berechnung
des pfändbaren Teiles bei Auszahlung für Monate
auf einen durch 2 S, bei Auszahlung für Wochen
auf einen durch 50 g und bei Auszahlung für
Tage auf einen durch 10 g teilbaren Betrag nach
unten abzurunden.

5. Trifft eine Pfändung, eine Abtretung oder
eine sonstige Verfügung wegen eines der im § 6
bezeichneten Ansprüche mit einer Pfändung
wegen eines sonstigen Anspruches zusammen, so
sind auf die Unterhaltsansprüche zunächst die
gemäß § 6 der Pfändung in erweitertem Umfang
unterliegenden Teile des Arbeitseinkommens zu
verrechnen. Die Verrechnung nimmt auf Antrag
eines Beteiligten das Exekutionsgericht vor. Der
Drittschuldner kann, solang ihm eine Entschei-
dung des Exekutionsgerichtes nicht zugestellt ist,
nach dem Inhalte der ihm bekannten Exekutions-
bewilligungen, Abtretungen und sonstigen Ver-
fügungen mit befreiender Wirkung leisten.

Pfändungsschutz in Ausnahmefällen.

§ 8. Das Exekutionsgericht kann dem Ver-
pflichteten auf Antrag von dem nach den Be-
stimmungen der §§ 5 und 6 pfändbaren Teile
seines Arbeitseinkommens ausnahmsweise einen
Teil belassen, wenn dies mit Rücksicht

a) auf besondere Bedürfnisse des Verpflich-
teten aus persönlichen oder beruflichen
Gründen oder

b) auf besonders umfangreiche gesetzliche
Unterhaltspflichten des Verpflichteten

geboten ist und überwiegende Interessen des be-
treibenden Gläubigers nicht entgegenstehen.

Änderung der Unpfändbarkeitsvoraussetzungen.

§ 9. Ändern sich die Voraussetzungen für die
Bemessung des unpfändbaren Teiles des Arbeits-
einkommens, so hat das Exekutionsgericht auf
Antrag des Verpflichteten oder des betreibenden
Gläubigers die Exekutionsbewilligung entspre-
chend zu ändern. Antragsberechtigt ist auch ein
Dritter, dem der Verpflichtete kraft Gesetzes
Unterhalt zu gewähren hat. Der Drittschuldner
kann nach dem Inhalte der früheren Exekutions-

bewilligung mit befreiender Wirkung leisten, bis
ihm der Änderungsbeschluß zugestellt wird.

Mittelbares Arbeitseinkommen.

§ 10. (1) Hat sich der Empfänger der vom
Verpflichteten geleisteten Arbeiten oder Dienste
verpflichtet, Leistungen an einen Dritten zu be-
wirken, die nach Lage der Verhältnisse ganz oder
teilweise eine Vergütung für die Leistung des
Verpflichteten darstellen, so kann der Anspruch
des Drittberechtigten insoweit auf Grund des
Exekutionstitels gegen den Verpflichteten ge-
pfändet werden, wie wenn der Anspruch dem
Verpflichteten zustehen würde. Die Pfändung
des Vergütungsanspruches des Verpflichteten um-
faßt ohne weiteres den Anspruch des Drittbe-
rechtigten. Die Exekutionsbewilligung ist dem
Drittberechtigten ebenso wie dem Verpflichteten
zuzustellen.

(2) Leistet der Verpflichtete einem Dritten in
einem ständigen Verhältnis Arbeiten oder
Dienste, die nach Art und Umfang üblicherweise
vergütet werden, unentgeltlich oder gegen eine
unverhältnismäßig geringe Vergütung, so gilt im
Verhältnis des betreibenden Gläubigers zu dem
Empfänger der Arbeits- und Dienstleistungen
eine angemessene Vergütung als geschuldet. Bei
der Prüfung, ob diese Voraussetzungen vorliegen,
sowie bei der Bemessung der Vergütung ist auf
alle Umstände des Einzelfalles, insbesondere die
Art der Arbeits- oder Dienstleistung, die ver-
wandtschaftlichen oder sonstigen Beziehungen
zwischen dem Arbeit(Dienst)geber und dem Ar-
beit(Dienst)nehmer und die wirtschaftliche Lei-
stungsfähigkeit des Arbeit(Dienst)gebers, Rück-
sicht zu nehmen.

Sonderfälle.

§ 11. (1) Ist eine nicht wiederkehrend zahl-
bare Vergütung für persönlich geleistete Ar-
beiten oder Dienste gepfändet, so hat das Exe-
kutionsgericht dem Verpflichteten auf seinen
Antrag so viel zu belassen, als er während eines
angemessenen Zeitraumes für seinen notwen-
digen Unterhalt und den seines Ehegatten, seines
früheren Ehegatten, seiner unterhaltsberechtigten
Verwandten oder eines unehelichen Kindes be-
darf. Bei der Entscheidung sind die wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Verpflichteten, insbeson-
dere seine sonstigen Verdienstmöglichkeiten, frei
zu würdigen. Dem Verpflichteten ist nicht mehr
zu belassen, als ihm nach freier Schätzung des
Exekutionsgerichtes verbleiben würde, wenn sein
Arbeitseinkommen aus laufendem Lohn oder
Gehalt aus einem Arbeit(Dienst)verhältnisse be-
stände. Der Antrag des Verpflichteten ist insoweit
abzuweisen, als überwiegende Interessen des be-
treibenden Gläubigers entgegenstehen.

(2) Die Vorschriften des Abs. 1 gelten ent-
sprechend für Vergütungen, die für die Gewäh-
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rung von Wohngelegenheit oder die sonstige Be-
nützung einer Sache geschuldet werden, wenn die
Vergütung zu einem nicht unwesentlichen Teil
als Entgelt für neben der Benützung der Sache
gewährte Dienstleistungen anzusehen ist.

Übergangsbestimmungen.

§ 12. (1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes verlieren die Verordnung zur einheit-
lichen Regelung des Pfändungsschutzes für Ar-
beitseinkommen (LohnpfändungsV. 1940) vom
30. Oktober 1940, Deutsches RGBl. I S. 1451, in
der Fassung des Lohnpfändungsanpassungsge-
setzes, BGBl. Nr . 248/1947, des 2. Lohnpfän-
dungsanpassungsgesetzes, BGBl. Nr . 247/1948
und des 3. Lohnpfändungsanpassungsgesetzes,
BGBl. Nr . 198/1951, sowie die Bekanntmachung
vom 2. Mai 1941, Deutsches RGBl. I S. 238, zu
§ 7 Nr. 1 der Lohnpfändungsverordnung 1940,
soweit sie noch in Kraft steht, ihre Wirksam-
keit. Sonstige exekutionsrechtliche Vorschriften
werden nicht berührt.

(2) Die §§ 290, 291, 293 Abs. 1 und 4 der
Exekutionsordnung behalten ihre bisherige Fas-
sung, jedoch tri t t im § 290 der Exekutionsord-
nung an die Stelle des Hinweises auf die Bestim-
mungen der Lohnpfändungsverordnung 1940 der
Hinweis auf dieses Bundesgesetz; die §§ 289 a
bis 289 g, 292, 292 a, 330 und 372 der Exe-
kutionsordnung bleiben aufgehoben.

(3) Insoweit in anderen Vorschriften auf die
Bestimmungen der Lohnpfändungsverordnung
1940 verwiesen wird, treten die entsprechenden
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes an ihre
Stelle.

(4) Eine vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes beantragte Exekution bestimmt sich für
Leistungen, die nach dem Ersten des auf den
Wirksamkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes fol-
genden Monates zu entrichten sind, nach den
Vorschriften dieses Bundesgesetzes. Auf Antrag
des betreibenden Gläubigers, des Verpflichteten
oder des Drittschuldners hat das Exekutions-
gericht die Exekutionsbewilligung entsprechend
zu ändern. Der Drittschuldner kann nach dem
Inhalte der früheren Exekutionsbewilligung mit
befreiender Wirkung leisten, bis ihm der ab-
ändernde Beschluß des Exekutionsgerichtes zu-
gestellt wird.

(5) Die Bestimmungen des Abs. 4 sind auch bei
jeder künftigen Änderung dieses Bundesgesetzes
sinngemäß anzuwenden.

Vollzugsklausel.

§ 13. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Justiz
betraut.

Körner
Raab Kapfer

52.

Nachdem der am 30. Dezember 1950 in Wien unterzeichnete Vertrag zwischen Österreich
und Italien über Sozialversicherung samt Zusatzprotokoll und das am 29. Mai 1952 in Wien unter-
zeichnete zweite Zusatzprotokoll zu diesem Vertrag, welche also lauten:

Vertrag
zwischen Österreich und Italien über

Sozialversicherung.
D e r B u n d e s p r ä s i d e n t d e r

R e p u b l i k Ö s t e r r e i c h
und

d e r P r ä s i d e n t d e r
I t a l i e n i s c h e n R e p u b l i k

vom Wunsche geleitet, die gegenseitigen Bezie-
hungen zwischen den beiden Staaten auf dem
Gebiete der Sozialversicherung zu regeln, sind
übereingekommen, einen Vertrag zu schließen
und haben deshalb zu ihren Bevollmächtigten
ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Dr. h. c. Ing. Leopold F i g l , Bundeskanzler,
Dr. Viktor G e h r m a n n , Sektionschef im

Bundesministerium für soziale Ver-
waltung,
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der Präsident der Italienischen Republik:
Dr. Giuseppe C o s m e l l i , außerordent-

licher Gesandter und bevollmächtigter
Minister,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten nachstehende
Bestimmungen vereinbart haben:

ABSCHNITT I.

Allgemeine Best immungen.

Artikel 1.

(1) Die österreichischen und die italienischen
Staatsbürger sowie ihre Angehörigen und
Hinterbliebenen sind einander in. den Rechten
und Pflichten gleichgestellt, die sich aus den
Gesetzen über die im Artikel 2 aufgezählten
Zweige der Sozialversicherung (Pflichtversiche-
rung) ergeben.

(2) Die österreichischen Staatsbürger in
Italien und die italienischen Staatsbürger in
Österreich können ferner an der freiwilligen
Versicherung (Weiterversicherung und Versiche-
rungsberechtigung) nach den im Artikel 2 aufge-
zählten Gesetzen unter denselben Bedingungen
teilhaben wie die Bürger des Staates, in dem sie
wohnen.

Artikel 2.

(1) Die Gesetze, auf die sich der vorliegende
Vertrag bezieht, sind:

1. In Österreich
a) die Gesetze über die Krankenversicherung;

b) die Gesetze über die Unfallversicherung;

c) die Gesetze über die Invaliditäts-, Alters-
und Hinterbliebenenversicherung der Ar-
beiter (Invalidenversicherung);

d) die Gesetze über die Invaliditäts-, Alters-
und Hinterbliebenenversicherung der An-
gestellten (Angestelltenversicherung) ;

e) die Gesetze über die knappschaftliche
Rentenversicherung;

f) die Gesetze über die Zuschußversicherung
bei den Pensionsinstituten der Privat-
bahnen;

g) die Gesetze über die Arbeitslosenversiche-
rung mi t Ausnahme der Vorschrift über
die Notstandshilfe.
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2. In Italien

a) die Gesetze über die allgemeine Invalidi-
täts-, Alters- und Hinterbliebenenversiche-
rung;

b) die Gesetze über die Versicherung gegen
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten;

c) die Gesetze über die Krankenversicherung;

d) die Gesetze über die Versicherung gegen
die Tuberkulose;

e) die Gesetze über die Arbeitslosenversiche-
rung mit Ausnahme der Vorschriften über
die außerordentlichen Arbeitslosenunter-
stützungen;

f) die Gesetze über die Heirats- und Ge-
burtenversicherung ;

g) die Gesetze über die Sonderversicherungen
für bestimmte Berufszweige, insoweit sie
Wagnisse und Leistungen betreffen, die
von den oben angeführten Gesetzen erfaßt
sind, und zwar für die Dienstnehmer der
konzessionierten Unternehmen des öffent-
lichen Beförderungswesens, für die Dienst-
nehmer der konzessionierten Unternehmen
des öffentlichen Telephondienstes und für
die Seeleute.

(2) Der vorliegende Vertrag wird gleicher-
weise auf alle gesetzlichen oder sonstigen Vor-
schriften angewendet, welche die im Absatz 1
angeführten Gesetze abgeändert oder ergänzt
haben oder abändern oder ergänzen werden.
Jedoch wird der Vertrag nicht angewendet

a) auf die gesetzlichen oder sonstigen Vor-
schriften, die sich auf neue Wagnisse bezie-
hen, außer es kommt ein bezügliches Ab-
kommen zwischen den beiden Staaten zu-
stande;

b) auf die gesetzlichen oder sonstigen Vor-
schriften, die die bestehenden Regelungen
auf neue Gruppen von begünstigten Per-
sonen ausdehnen, wenn gegen die An-
wendung die Regierung des beteiligten
Staates gegenüber der Regierung des an-
deren Staates innerhalb von drei Monaten,
gerechnet von der Verlautbarung der
besagten Vorschriften, Einspruch erhebt.

Artikel 3.

Die Artikel 7 und 38, ferner 9 bis 13 werden
auf die Vorschriften über die österreichischen
Sonderkrankenversicherungen für die selbständig
Erwerbstätigen, die Rentenempfänger, die Emp-
fänger von Leistungen der Arbeitslosenversiche-
rung, die Kriegsbeschädigten in beruflicher Aus-
bildung und die Kriegshinterbliebenen nicht
angewendet.
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Artikel 4.

In den im Artikel 2 angeführten Zweigen der
Sozialversicherung werden grundsätzlich die
Vorschriften des Staates angewendet, in dessen
Gebiet die für die Versicherung maßgebende
Beschäftigung ausgeübt wird.

Artikel 5.

(1) Vom Grundsatz des Artikels 4 greifen
folgende Ausnahmen Platz:

a) Werden Dienstnehmer eines Betriebes, der
seinen Sitz in einem der beiden Staaten
hat, für eine begrenzte Dauer in das Ge-
biet des anderen Staates entsendet, so
bleiben sie nach den Vorschriften des
Staates versichert, in dem der Betrieb
seinen Sitz hat, wenn der Aufenthalt im
anderen Staat sechs Monate nicht über-
steigt; das gleiche gilt für Dienstnehmer
eines Betriebes, der seinen Sitz in einem
der beiden Staaten hat, wenn sie sich in-
folge der besonderen Art der zu verrich-
tenden Arbeit wiederholt im anderen
Staatsgebiet aufhalten, immer unter der
Voraussetzung, daß der einzelne Aufent-
halt sechs Monate nicht übersteigt;

b) Dienstnehmer von Betrieben, die sich von
dem Gebiet des einen Staates über die
Grenze in das Gebiet des anderen Staates
erstrecken, werden ausschließlich nach den
Vorschriften des Staates versichert, in dem
diese Betriebe ihren Sitz haben;

c) Bedienstete von dem öffentlichen Verkehr
dienenden Unternehmen des einen Staates,
die im Gebiet des anderen Staates beschäf-
tigt werden, sei es vorübergehend, sei es
auf Anschlußstrecken oder in Grenzbahn-
höfen dauernd, einschließlich der im Fahr-
dienst beschäftigten Bediensteten, werden
ausschließlich versichert nach den Vor-
schriften des Staates, in dem das Unter-
nehmen seinen Sitz hat; das gleiche gilt
für die Bediensteten von Luftfahrtunter-
nehmungen des einen Staates, die Ange-
hörige dieses Staates sind und — auch
dauernd — im Luftfahrtbetriebe, sei es als
Flugzeugführer, sei es in einer anderen
Verwendung auf dem Gebiete des anderen
Staates beschäftigt werden, ferner für
sonstige Bedienstete der angeführten
Unternehmen, die vorübergehend in das
Gebiet des anderen Staates entsendet sind;

d) Bedienstete amtlicher Stellen (Zoll, Post,
Paßkontrolle usw.), die in das Gebiet des
anderen Staates entsendet werden, werden
nach den Vorschriften des entsendenden
Staates versichert;

e) die Bediensteten der österreichischen oder
italienischen diplomatischen oder konsu-
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krischen Vertretungen, die österreichi-
sche oder italienische Staatsangehörige sind,
werden nach den Vorschriften des Staates
versichert, dem sie angehören. Das gleiche
gilt für das persönliche Personal der oben-
genannten Bediensteten; jedoch können
diese persönlichen Bediensteten binnen
sechs Wochen, gerechnet vom Beginn dieser
Beschäftigung, beantragen, nach dem Rechte
des Staates versichert zu werden, in dem
sie beschäftigt sind. Die nicht berufskon-
sularischen Vertreter und ihre Dienst-
nehmer werden nach den Vorschriften des
Staates versichert, in dem sie beschäftigt
sind;

f) die Angehörigen eines der beiden Staaten,
die bei wissenschaftlichen oder kulturellen
Instituten oder Schulen dieses Staates auf
dem Gebiete des anderen Staates beschäf-
tigt sind, ferner Personen der gleichen
Staatsangehörigkeit im persönlichen
Dienste der angeführten Bediensteten
werden nach den Vorschriften des Staates
versichert, dem das Institut oder die Schule
zugehört, wenn sie nicht binnen sechs
Wochen, gerechnet vom Beginn dieser
Beschäftigung, beantragen, nach dem
Rechte des Staates versichert zu werden,
in dem sie beschäftigt sind.

(2) Die Besatzung eines Schiffes, das die
Flagge eines der beiden Staaten trägt, wird nach
den Vorschriften des Staates versichert, dem das
Schiff angehört ; Personen jedoch, die von einem
solchen Schiff für Lade-, Lösch- oder Ausbesse-
rungsarbeiten an Bord oder für Überwachungs-
zwecke aufgenommen werden, während sich das
Schiff in einem Hafen des anderen Staates auf-
hält, sind nach den Vorschriften des Staates ver-
sichert, zu dem der Hafen gehört.

(3) Die obersten Verwaltungsbehörden der
beiden Staaten können weitere Ausnahmen vom
Grundsatz des Artikels 4 vereinbaren. Sie
können ferner vereinbaren, daß die im Absatz 1
vorgesehenen Ausnahmen in besonderen Fällen
nicht angewendet werden.

Artikel 6.

Wurden die Beiträge an einen Versicherungs-
träger des einen der beiden Staaten entrichtet,
obwohl sie an einen Versicherungsträger des
anderen Staates zu entrichten gewesen wären,
so gilt der erste Versicherungsträger solange als
zuständig, bis die Zuständigkeit einverständ-
lich festgestellt oder schiedsgerichtlich entschie-
den ist. Die Herstel lung des gesetzlichen Zu-
standes wirk t nur für die Zukunft .



Stück 15, Nr. 52. 375

Artikel 7.

(1) Soweit in den folgenden Artikeln nicht
anderes bestimmt ist, werden die verpflichteten
Versicherungsträger die Geldleistungen aus den
im Artikel 2 angeführten Zweigen der Sozial-
versicherung einschließlich der Ergänzungen,
Aufwertungen und anderer damit verbundener
Zulagen den im Gebiet des anderen Staates
wohnenden österreichischen und italienischen
Staatsbürgern so gewähren, als ob sie im Gebiete
des Staates wohnen würden, dem der verpflich-
tete Versicherungsträger zugehört. Die Abfin-
dung von Renten der beiderseitigen Staatsange-
hörigen ausschließlich aus dem Grunde des Auf-
enthaltes im anderen Staate ist unzulässig.

(2) Die Angehör igen des einen der beiden
Staaten, die eine Geldleistung aus der Versiche-
r u n g gegen Arbeitsunfälle u n d Berufskrank-
heiten oder aus der Alters-, Invaliditäts- und
Hinterbliebenenversicherung des anderen Staates
beziehen, behalten im Falle der Übersiedlung in
einen dritten Staat das Recht auf den Bezug
dieser Leistung in demselben Ausmaß und unter
denselben Bedingungen wie die Angehörigen des
Staates, dem der verpflichtete Versicherungs-
träger zugehört.

Artikel 8.

Hat nach den Vorschriften eines der beiden
Staaten ein Bezug aus diesem Staat oder eine
Beschäftigung oder Versicherung in diesem Staat
eine rechtliche Auswirkung auf einen Leistungs-
anspruch, auf den Bestand der Versicherungs-
pflicht oder die Berechtigung zur Weiter- oder
freiwilligen Versicherung, so kommt die gleiche
Wirkung auch einem gleichartigen Bezug aus
dem anderen Staat oder einer gleichartigen
Beschäftigung oder Versicherung in dem anderen
Staate zu. Wenn jedoch die in einem Staat
gewährten Bezüge das Erlöschen, das Ruhen
oder die Kürzung von Leistungen aus der Sozial-
versicherung in beiden Staaten zur Folge haben,
dürfen diese Bezüge in jedem der beiden Staaten
für das Erlöschen, das Ruhen oder die Kürzung
nur mit dem Teil berücksichtigt werden, der
dem Verhältnis der in den beiden Staaten der
Berechnung der Versicherungsleistungen zu-
grunde gelegten Versicherungszeiten entspricht.

ABSCHNITT II.

Versicherungen gegen Krankheit, Tuber-
kulose sowie für Heiraten und Geburten.

Artikel 9.

(1) Die Dienstnehmer, die aus dem Gebiet
des einen Staates in das des anderen übersiedeln,
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haben Anspruch auf die Leistungen aus der Ver-
sicherung gegen Krankheit und Tuberkulose
dieses anderen Staates unter der Bedingung, daß
1. sie in dem Staat, in den sie übersiedelt sind,

eine Beschäftigung ausgeübt haben, die der
gesetzlichen Pflichtversicherung unterliegt oder
in diesem Staat eine in den Rechtsvorschriften
über die Pflichtversicherung vorgesehene
Weiter- oder freiwillige Versicherung einge-
gangen sind;

2. sie in der Lage sind, die Voraussetzungen für
die Leistungen auf Grund der Vorschriften
zu erfüllen, die für die Versicherung des
Staates gelten, in den sie übersiedelt sind; hie-
bei sind die in den beiden Staaten zurückge-
legten Beitrags- und Versicherungszeiten
zusammenzurechnen.

(2) Falls die Versicherungsträger beider Staaten
gleichzeitig leistungspflichtig wären, kann der
Dienstnehmer die Leistungen nur von einem
der beiden beanspruchen, und zwar von
dem Versicherungsträger, bei dem er im Zeit-
punkt des Versicherungsfalles versichert ist oder
zuletzt vor Eintr i t t des Versicherungsfalles ver-
sichert gewesen ist.

Artikel 10.

(1) Der Dienstnehmer, der nach Eintr i t t des
Versicherungsfalles in das Gebiet des anderen
Staates übersiedelt, behält den Anspruch auf die
Leistungen, jedoch nur unter der Bedingung, daß
er vor der Übersiedlung vom zuständigen Ver-
sicherungsträger die Zustimmung zur Übersied-
lung erhalten hat. Diese Zustimmung kann nur
im Hinblick auf den Krankheitszustand des
Dienstnehmers verweigert werden. In beson-
deren Fällen kann der Versicherungsträger die
Zustimmung nachträglich erteilen, falls die Vor-
aussetzungen für die Gewährung dieser Zustim-
mung vorliegen und es dem Dienstnehmer nicht
möglich gewesen ist, die Zustimmung vor der
Übersiedlung zu erhalten. Bei Schwangerschaft
kann die Zustimmung auch vor Eintr i t t des
Versicherungsfalles erteilt werden.

(2) Die Beschränkungen hinsichtlich des W o h n -
ortes, die in den innerstaatlichen Rechts-
vorschriften über die im Abschnitt II behan-
delten Zweige der Sozialversicherung und in de"n
Vorschriften des vorliegenden Vertrages vorge-
sehen sind, gelten nicht für Dienstnehmer, die
in der Grenzzone eines Staates wohnen und in
der Grenzzone des anderen Staates beschäftigt
sind oder zuletzt beschäftigt gewesen sind. Die
Grenzzonen bestimmen sich gemäß dem jeweils
geltenden Abkommen über den kleinen Grenz-
verkehr.
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(3) In den im Absatz 1 vorgesehenen Fällen
ersucht der leistungspflichtige Versicherungs-
träger den Versicherungsträger des anderen
Staates, die Leistungen zu erbringen; hiebei ha t
er die Leistungen, auf die der Dienstnehmer
Anspruch hat, anzugeben. Die Leistungen
werden mi t denselben Mitteln u n d in der
gleichen Güte wie für die eigenen Versicherten
erbracht.

(4) In den im Absatz 2 vorgesehenen Fällen
kann der verpflichtete Versicherungsträger auch
unmit te lbar die geschuldeten Leistungen er-
bringen.

(5) Der verpflichtete Versicherungsträger ver-
gütet dem ersuchten Versicherungsträger die
Kosten, die aus der Erbr ingung der Leistungen
erwachsen sind; hiebei sind für Sachleistungen
die Sätze zu zahlen, die der ersuchte Versiche-
rungsträger nach innerstaatlichem Rechte oder
nach den von ihm geschlossenen Verträgen anzu-
wenden hat.

(6) Diese Kosten können auf Grund eines
Abkommens nach Artikel 41 nach Einzel-
beträgen, nach Köpfen oder in Bauschbeträgen
vergütet werden.

Artikel 11.

(1) Der Dienstnehmer behält den Anspruch
auf die Leistungen gegenüber dem Versiche-
rungsträger, bei dem er versichert ist, auch wenn
der Versicherungsfall im Gebiete des anderen
Staates eintri t t , wenn das Dienst- und das Ver-
sicherungsverhältnis noch nicht beendigt sind.

(2) Für die Gewährung dieser Leistungen und
für deren Ersatz an den Versicherungsträger des
Staates, in dem der Dienstnehmer vorüber-
gehend wohnt , gelten die Bestimmungen des
Artikels 12 Absatz 1 zweiter und dri t ter Satz
sinngemäß.

Artikel 12.

(1) Die Angehörigen des Dienstnehmers, der
aus dem Gebiet des einen Staates in das Gebiet
des anderen Staates übersiedelt, haben Anspruch
auf die Leistungen aus der Versicherung gegen
Krankheit und Tuberkulose zu Lasten des Ver-
sicherungsträgers des letzteren Staates, soferne
bei dem Dienstnehmer die im Artikel 9 Ab-
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satz 1 vorgesehenen Bedingungen erfüllt sind.
Falls jedoch die Angehörigen in ihrem Heimat-
staat wohnen, gewährt ohne besondere Ermäch-
tigung die Leistungen der Versicherungsträger
dieses Staates in dem Umfange und unter den
Bedingungen der dort geltenden Rechtsvor-
schriften. In diesem Falle ersetzt der verpflich-
tete Versicherungsträger dem Versicherungs-
träger des Heimatstaates den Aufwand auch
nach Einzelbeträgen, nach Köpfen oder in
Bauschbeträgen auf Grund eines Abkommens
gemäß Artikel 41.

(2) Übersiedeln die Angehörigen aus dem
Staate, in dem sie wohnen, in den anderen Staat,
so haben sie auf die Leistungen aus der Ver-
sicherung gegen Krankheit und Tuberkulose in
dem neuen Staate für die in der Gesetzgebung
dieses Staates vorgesehene Dauer Anspruch;
jedoch werden die im Herkunftsstaate aus dem
gleichen Grunde bereits empfangenen Leistungen
angerechnet.

Artikel 13.

Die Vorschriften der Artikel 9 bis 12 finden
auch Anwendung auf die Leistungen, die in der
Heirats- und Geburtenversicherung gemäß
Artikel 2 Absatz 1 Z. 2 lit. f vorgesehen sind.

ABSCHNITT III.

Arbeitslosenversicherung.

Artikel 14.

Die Dienstnehmer, die aus Italien nach Öster-
reich oder aus Österreich nach Italien über-
siedeln, erhalten die Leistungen aus der Arbeits-
losenversicherung unter der Bedingung, daß
1. sie in dem Staate, in den sie übersiedelt sind,

eine Beschäftigung ausgeübt haben, die der
Versicherungspflicht unterlegen ist,

2. sie in der Lage sind, die Bedingungen für
diese Leistungen auf Grund der Rechtsvor-
schriften des Staates, in den sie übersiedelt
sind, zu erfüllen.

Artikel 15.

(1) Der Angehörige des einen Staates, der in
einem oder in beiden Staaten gearbeitet hat und
sich während der Arbeitslosigkeit in seinem
Heimatstaat aufhält, erwirbt den Anspruch auf
die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung
im Heimatstaat nach dessen Rechtsvorschriften,
falls er die dort gesetzlich geforderten Voraus-
setzungen erfüllt. Hiebei werden auch die Zeiten
der Beschäftigung im anderen Staate, die der
Arbeitslosenversicherung unterlegen ist, ange-
rechnet.
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(2) Der Versicherungsträger, der nach A b -
satz 1 die Leistungen aus der Arbeitslosenver-
sicherung erbracht hat , h a t Anspruch auf Rück-
ersatz v o n dem Versicherungsträger, der die
Arbeitslosenversicherung in dem Staate durch-
führt, in den der Dienstnehmer übersiedelt ist
und in dem er gearbeitet hat unter der Bedin-
gung, daß die Zeiten, die er in diesem Staate in
einer der Arbeitslosenversicherung unterliegen-
den Beschäftigung zugebracht hat, mindestens
26 Wochen während der letzten 18 Monate vor
der Geltendmachung des Anspruches auf Ar-
beitslosenunterstützung ausmachen.

(3) De r Rückersatz k a n n für einen Ze i t raum
von insgesamt nicht mehr als 60 Unte r s tü tzungs -
tagen begehrt werden, auch wenn sie auf
mehre re Ze i t räume der Arbeitslosigkeit vertei l t
sind u n d vorausgesetzt , d aß die in den Absätzen
1 u n d 2 geforderten Bedingungen erfüllt sind.

(4) W e n n de r verpflichtete Vers icherungs-
t räger selbst w ä h r e n d der gleichen Zei t der
Arbeits losigkeit für eine gewisse Zah l v o n T a g e n
dem Arbeitslosen die Unterstützung erbracht
hat, bevor dieser in seinen Heimatstaat zurück-
gekehrt ist, verringert sich das obige Höchstaus-
maß von 60 Tagen entsprechend.

ABSCHNITT IV.

Versicherung gegen Arbeitsunfälle und
Berufskrankheiten.

Artikel 16.

(1) Der zuständige Versicherungsträger eines
der beiden Staaten hat den Abschluß der einen
Angehörigen des anderen Staates betreffenden
Unfalluntersuchung unmit te lbar der zuständigen
diplomatischen oder konsularischen Behörde des
anderen Staates mitzuteilen.

(2) Die diplomatische oder konsularische Be-
hörde kann in die Untersuchungsakten und
die weiteren Akten in derselben Weise Einsicht
nehmen wie die Beteiligten.

Artikel 17.

Widerfähr t einem Angehörigen eines der
beiden Staaten, der sich auf Grund eines o rd-
nungsgemäßen Arbeitsvertrages zur Arbeitsauf-
nahme in den anderen Staat begibt, ein Unfall
während der ohne Unterbrechung u n d auf dem
kürzesten Wege durchgeführten Reise von der
Grenzstat ion bis zum Beschäftigungsort, so wird
dieser Unfall v o n dem Versicherungsträger dieses
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letzteren Staates nach den Vorschriften über die
Unfallversicherung entschädigt. Das gleiche gilt
für einen Unfall, der einem Dienstnehmer bei
der Rückkehr in den Heimatstaat unmittelbar
nach Beendigung des Arbeitsvertrages, auf
Grund dessen er sich in den anderen Staat
begeben hat, zustößt.

Artikel 18.

Ist einem Versicherten eine Rente aus einem
Arbeitsunfall oder wegen einer Berufskrankheit
von einem Versicherungsträger des einen Staates
zuerkannt worden und soll für den Versicherten
von einem Versicherungsträger des anderen
Staates auf Grund eines neuen Unfalles oder
einer neuen Berufskrankheit eine weitere Rente
festgestellt werden, so hat dieser Versicherungs-
träger die frühere Rente so zu berücksichtigen,
als ob auch sie zu seinen Lasten ginge.

Artikel 19.

Soweit anwendbar, gelten auch für die Ver-
sicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten die Vorschriften der Artikel 10 und
41, aber beschränkt auf die Sach- und Geld-
leistungen, die während der vorübergehenden
Arbeitsunfähigkeit nach den italienischen Vor-
schriften und bis zur Beendigung der Heil-
behandlung nach den österreichischen Vor-
schriften gebühren. Für die anderen Leistungen,
insbesondere Renten und Sterbegeld, gelten die
Vorschriften der Artikel 7 und 38.

ABSCHNITT V.

Invaliditäts-, Alters- und Hinterbliebenen-
versicherung.

Artikel 20.

(1) Dienstnehmer, die nacheinander oder ab-
wechselnd in dem einen und dem anderen der
beiden vertragschließenden Staaten in der Inva-
liditäts-, Alters- und Hinterbliebenenversiche-
rung versichert gewesen sind und deren Hinter-
bliebenen werden die in beiden Staaten erwor-
benen Versicherungszeiten, ferner Ersatzzeiten,
soweit diese letzteren Zeiten nach den Vor-
schriften beider Staaten in den im Absatz 2
angeführten Beziehungen wirksam sind, zusam-
mengerechnet. Die Ersatzzeiten, die nur nach
den Vorschriften eines der beiden Staaten wirk-
sam sind, werden nur in der Versicherung
dieses Staates berücksichtigt. Beschäftigungs-
zeiten, die in der österreichischen Versicherung
Beitragszeiten gleichgestellt sind, werden bei der
Zusammenrechnung als Versicherungszeiten
berücksichtigt.
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(2) Die Zusammenrechnung erfolgt für die
Berechnung der Wartezeit , für die Erhal tung
der Anwartschaft und für die Berechtigung zur
freiwilligen Fortsetzung der Versicherung.

(3) Versicherungs- u n d Ersatzzeiten, die sich
decken, werden nu r einfach gerechnet.

Artikel 21.

(1) W e n n die Gesetzgebung eines der beiden
Staaten für eine best immte Berufsgruppe eine
Sonderversicherung vorsieht, werden für die
Erlangung von deren Leistungen nur die in der
entsprechenden Sonderversicherung des anderen
Staates zurückgelegten Zeiten angerechnet.

(2) Wenn für diese bestimmte Berufsgruppe
in einem der beiden Staaten keine Sonderver-
sicherung besteht, werden die Zeiten der Sonder-
versicherung in dem einen Staat und die in dem
anderen Staate in dem entsprechenden Berufs-
zweig in der für diesen geltenden Versicherung
erworbenen Beschäftigungszeiten zusammen-
gerechnet.

(3) Als Sonderversicherung sind anzusehen

in Österreich
die knappschaftliche Rentenversicherung u n d
die Zuschußversicherung bei den Pensions-

insti tuten der Pr ivatbahnen;

in Italien
die Versicherung für die Seeleute;
die Versicherung für die Bediensteten der

konzessionierten Un te rnehmen des öffent-
lichen Beförderungswesens und

die Versicherung für die Bediensteten der
konzessionierten Unte rnehmen des öffent-
lichen Telephondienstes.

Artikel 22.

(1) Werden die Versicherungs- und Ersatz-
zeiten im Sinne der Art ikel 20 u n d 21 zusam-
mengerechnet, so berechnen die Versicherungs-
träger die zu gewährenden Leistungen nach den
Vorschriften des Absatzes 2.

(2) Jeder Versicherungsträger prüf t nach den
für ihn geltenden Vorschriften und un te r
Berücksichtigung der Bestimmungen des vor-
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liegenden Vertrages, ob der Versicherte in der
Lage ist, die Voraussetzungen für den Leistungs-
anspruch zu erfüllen. Trifft dies zu, so berechnet
er die Leistung nach den für ihn geltenden Vor-
schriften auf Grund der Versicherungs- und
Ersatzzeiten, die nach diesen Vorschriften an-
rechenbar sind. In diesem Falle gelten jedoch
folgende Sonderbestimmungen:

a) Von Leistungen oder Leistungsteilen,
deren Ausmaß nicht von der Dauer der
Versicherungszeiten oder der H ö h e der
gezahlten Beiträge abhängt, wi rd n u r der
Teil gewährt, der dem Verhältnisse der
bei Berechnung der Leistung berücksich-
tigten innerstaatlichen Versicherungs- und
Ersatzzeiten zur Summe der in den
Leistungen beider Staaten berücksichtigten
Zeiten dieser Ar t entspricht. Als Leistun-
gen oder Leistungsteile der vorher genann-
ten Ar t gelten insbesondere die Grund-
beträge der österreichischen Versiche-
rungen, die festen Erhöhungen der ita-
lienischen Versicherungen (assegni di con-
tingenza), sowie bei Leistungen, für die
nach innerstaatlichem Rechte eine Mindest-
grenze festgesetzt ist, der bis zu dieser
Mindestgrenze reichende Teil der Leistung;

b) die übrigen Leistungen oder Leistungsteile
werden ganz gewährt.

(3) Nach Absatz 2 lit, a gekürzte Leistungen,
die den Betrag von zwanzig Schilling oder
500 Lire monatlich nicht übersteigen, können
mit ihrem Kapitalswert abgefunden werden.

Artikel 23.

(1) Wenn der Versicherte im Falle der Zu-
sammenrechnung der bei den Versicherungs-
trägern beider Staaten erworbenen Versiche-
rungszeiten nicht gleichzeitig die Voraus-
setzungen zum Erwerbe eines Leistungs-
anspruches nach den Vorschriften beider Staaten
erfüllt, wird dieser Anspruch — unte r Bedacht-
nahme auf die vorübergehenden Bestimmungen
— nach den Vorschriften jedes der beiden
Staaten in dem Zei tpunkte zuerkannt , in dem
die in diesen Vorschriften festgesetzten Bedin-
gungen erfüllt sind.

(2) In dem Zei tpunkt , in dem der Anspruch
nach den Vorschriften beider Staaten erworben
ist, ha t der Versicherungsträger, der zunächst
die Leistung erbracht hat , diese Leistung zu
überprüfen.

Artikel 24.

Der Versicherte, der nicht mehr als dreizehn
Versicherungswochen in Österreich oder drei-
zehn Beitragswochen in Italien nachweisen kann,
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hat keinen Leistungsanspruch aus der betref-
fenden Versicherung. I n einem solchen Fall
unterliegt der Anspruch aus der Versicherung
des anderen Staates keiner Kürzung.

Artikel 25.

(1) W e n n die nach dem vorliegenden Ver-
trage berechnete Summe der Leistungen kleiner
ist als die Leistung, die dem Anspruchsberech-
tigten ausschließlich gemäß den Vorschriften
eines Staates auf G r u n d der in diesem Staat
erworbenen Versicherungs- u n d Ersatzzeiten
gebühren würde , ha t der Versicherungsträger
dieses Staates seine Teilleistung u m den Unte r -
schiedsbetrag zu seinen Lasten zu erhöhen.

(2) Kommen für die Zahlung eines Unte r -
schiedsbetrages mehrere Versicherungsträger in
Betracht, so gebühr t dem Anspruchsberech-
t igten nu r der höchste Unterschiedsbetrag.
Dieser Unterschiedsbetrag wird un te r die betei-
ligten Versicherungsträger im Verhältnis der
von ihnen zu erbringenden Leistungen aufge-
teilt.

Art ikel 26.

(1) Im Falle der Anwendung der Art ikel 20
und 21 werden die Versicherungsträger der
beiden Staaten die Aufzeichnungen und U r -
kunden austauschen, die notwendig sind, u m
die Versicherungsleistungen eines jeden von
ihnen festzustellen.

(2) Während des vorgenannten Ermit t lungs-
verfahrens wird dem Versicherten, falls er die
Voraussetzungen für eine Leistung nach den
Vorschriften eines Staates erfüllt, eine vorläufige
Leistung vom Versicherungsträger dieses Staates
gewährt . Andernfalls kann eine vorläufige
Leistung gewähr t werden, wenn sich aus
erbrachten Unter lagen ergibt, daß der Ver-
sicherte voraussichtlich die Voraussetzungen für
einen Leistungsanspruch erfüllen wird.

Art ikel 27.

Die Bestimmungen dieses Abschnittes werden
auf die Gewährung des Bergmannstreuegeldes
aus der österreichischen knappschaftlichen
Rentenversicherung nicht angewendet.

ABSCHNITT VI.

Verwaltungshilfe und Verfahrensbestim-
mungen.

Artikel 28.

Die Träger, Behörden und Gerichte der
Sozialversicherung beider Staaten werden sich
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bei der Anwendung des vorliegenden Vertrages
gegenseitig Hilfe leisten, als ob es sich um die
Anwendung der eigenen Sozialversicherungs-
vorschriften handelte. Unbeschadet der Vor-
schriften des Artikels 29 wird diese Hilfeleistung
unentgeltlich gewährt, insoweit die für den
Versicherungsträger des anderen Staates vorzu-
nehmenden Amtshandlungen zum normalen
Aufgabenbereich des beauftragten Versicherungs-
trägers gehören und nicht eine entgeltliche
Mühewaltung von Personen oder Dienststellen
erfordern, die der Einrichtung des Versiche-
rungsträgers fremd sind. Die vorgenannten
Träger, Behörden und Gerichte können sich
auch, wenn Beweiserhebungen im anderen
Staate notwendig sind, der Vermittlung der
zuständigen diplomatischen oder konsularischen
Behörde dieses Staates unentgeltlich bedienen.

Artikel 29.

Ärztliche Gutachten, Untersuchungen und
Kontrollen, die bei der Anwendung der Sozial-
versicherung des einen Staates erforderlich sind
und einen Berechtigten im anderen Staat betref-
fen, werden auf Ersuchen und auf Kosten des
verpflichteten Versicherungsträgers von dem
Versicherungsträger des Staates vorgenommen,
in dem der Berechtigte sich aufhält.

Artikel 30.

Die Träger, Behörden und Gerichte der
Sozialversicherung beider Staaten können bei der
Anwendung des vorliegenden Vertrages mit-
einander, mit den Versicherten und ihren gesetz-
lichen Vertretern unmittelbar verkehren. Sie
können ihre Schreiben in ihrer Amtssprache
abfassen.

Artikel 31.

Die diplomatischen und konsularischen Be-
hörden beider Staaten sind berechtigt, ohne
besondere Vollmacht die ihrem Staate ange-
hörenden Berechtigten vor allen Trägern,
Behörden und Gerichten der Sozialversicherung
des anderen Staates zu vertreten. Die gleichen
Behörden sind berechtigt, unmittelbar bei den
Versicherungsträgern, Behörden und Gerichten
der Sozialversicherung des anderen Staates einzu-
schreiten, um jede der Verteidigung der Inter-
essen ihrer Landsleute nützliche Unterlage zu
erlangen.

Artikel 32.

Eingaben, die Versicherte, ihre Angehörigen
und Hinterbliebenen in Anwendung des vor-
liegenden Vertrages an Träger, Behörden und
Gerichte der Sozialversicherung der beiden
Staaten richten, sowie andere der Anwendung
der Sozialversicherung dienende Schriftstücke
können nicht deshalb zurückgewiesen werden,
weil sie in der Amtssprache des anderen Staates
abgefaßt sind.
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Artikel 33.

Eingaben, die bei Versicherungsträgern des
einen Staates eingebracht werden, gelten auch als
bei den Versicherungsträgern des anderen Staates
eingebracht.

Artikel 34.

Rechtsmittel, die binnen einer bestimmten
Frist bei einer zur Entgegennahme von Rechts-
mitteln in der Sozialversicherung zuständigen
Stelle einzubringen sind, gelten als fristgerecht
eingebracht, auch wenn sie innerhalb dieser Frist
bei einer entsprechenden Stelle des anderen
Staates eingebracht werden. Diese Stelle hat
das Rechtsmittel ohne Verzug an die zuständige
Stelle weiterzuleiten.

Artikel 35.

(1) Die in der Gesetzgebung eines der beiden
Staaten für die Anwendung der Sozialversiche-
rungsgesetze dieses Staates vorgesehenen Kosten-,
Steuer- und Gebührenbefreiungen gelten auch
gegenüber den Versicherten des anderen Staates,
ihren Angehörigen und Hinterbliebenen, sowie
gegenüber den Versicherungsträgern dieses
Staates.

(2) Alle Urkunden , Dokumen te und sonstigen
Schriftstücke, die bei der Anwendung des vor-
liegenden Vertrages beizubringen sind, sind vom
Erfordernis der Beglaubigung durch die diplo-
matischen oder konsularischen Behörden be-
freit.

Artikel 36.

(1) Die obersten Verwaltungsbehörden der
beiden Staaten werden einvernehmlich alle
Schwierigkeiten, die sich aus der Anwendung
des vorliegenden Vertrages ergeben, lösen.

(2) Kann der Streitfall auf diese Weise nicht
beigelegt werden, so h a t ein Schiedsgericht zu
entscheiden.

(3) Das Schiedsgericht setzt sich aus je einem
Angehörigen jedes der beiden Staaten und einem
Angehörigen eines anderen Staates als dr i t te r
Schiedsrichter zusammen, der von den Regierun-
gen der beiden Staaten einvernehmlich best immt
wird.
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(4) Das Schiedsgericht entscheidet mi t St im-
menmehrhe i t nach den Grundsä tzen u n d dem
Geiste des vorl iegenden Vertrages. Die E n t -
scheidungen haben für die beiden Staaten ver-
bindliche Wirksamkei t .

(5) Jeder Staat k o m m t für seine eigenen
Kosten auf. Die übr igen Kosten des Schieds-
gerichtsverfahrens we rden von den beiden
Staaten zu gleichen Teilen getragen.

Artikel 37.

(1) Ents teht ein Streit darüber , welches
Recht anzuwenden ist, so ist dem Beteiligten,
bis der Streit gemäß dem vors tehenden Art ike l
entschieden ist, eine vorläufige Fürsorge zu
gewähren.

(2) Die Gewährung der vorläufigen Fürsorge
obliegt dem Versicherungsträger, bei dem der
Beteiligte zule tz t versichert war , im Zweifels-
falle dem Versicherungsträger, bei dem der A n -
trag zuerst überreicht worden ist.

(3) Dieser Versicherungsträger ha t dem Be-
teiligten als vorläufige Fürsorge die Leistungen
zu gewähren, die er nach dem für ihn geltenden
Recht zu gewähren hät te .

(4) Der endgültig verpflichtete Versicherungs-
träger hat dem Versicherungsträger, der die vor-
läufige Fürsorge erbracht hat , die daraus er-
wachsenen Aufwendungen in einer Summe zu
vergüten.

(5) Ist der Betrag, der dem Befürsorgten als
vorläufige Fürsorge gewährt worden ist, größer
als die ihm für die betreffende Zeit gebührenden
Leistungen, so rechnet der endgültig verpflich-
tete Versicherungsträger den Unterschiedsbetrag
auf die künftig zu gewährenden Leistungsraten,
jedoch höchstens bis zu einem Fünftel jeder
Leistungsrate an.

Artikel 38.

(1) Zahlungen, aus welchem Rechtsgrunde
immer, die nach dem vorliegenden Vertrage
durchzuführen sind, werden mit befreiender
Wi rkung in der W ä h r u n g des Staates geleistet,
in dem der Rechtsgrund entstanden ist.
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(2) In den Fällen des Artikels 7 Absatz 1
können die verpflichteten Versicherungsträger
eines Staates den zuständigen Versicherungsträger
des anderen Staates mit der Zahlung der ge-
schuldeten Leistungen betrauen.

(3) Leistungen, Beiträge und Kostenersätze,
die nach diesem Ver t rage , nach d e m in te rna t io -
nalen Ü b e r e i n k o m m e n v o n 1925 (Nr . 19) über
die Gleichbehandlung einheimischer und aus-
ländischer Arbe i tnehmer bei Entschädigung aus
Anlaß von Betriebsunfällen oder nach innerstaat-
licher Vorschrift in das Gebiet des anderen
Staates zu zahlen oder zu r Zahlung zugelassen
sind, werden gemäß dem jeweiligen Zahlungs-
a b k o m m e n zwischen den beiden Staaten über -
wiesen. Sollte ein Zahlungsverkehr zwischen den
beiden Staaten nicht bestehen, so werden die
beiden Regierungen ohne Verzug einvernehmlich
M a ß n a h m e n treffen, u m die Abs ta t tung dieser
Zahlungen zu ermöglichen.

Artikel 39.

Ist bei der Feststellung des Bestandes eines
Anspruches oder des Ausmaßes einer Leistung
der Betrag einer Leistung oder eines Bezuges,
der in der Währung des anderen Staates aus-
gedrückt ist, zu berücksichtigen, so wird dieser
Betrag gemäß den Bestimmungen des jeweiligen
Zahlungsabkommens zwischen den beiden Staaten
unter Bedachtnahme auf die in jedem Staate je-
weils geltenden Abrechnungsbedingungen um-
gerechnet.

ABSCHNITT VII.

Übergangs- u n d Schlußbest immungen.
Artikel 40.

(1) Die Bestimmungen des vorliegenden Ver-
trages werden m i t W i r k u n g v o m Tage seines
Inkraft tretens auch auf Versicherungsfälle an-
gewendet, die vor diesem Tage eingetreten sind.

(2) Bei der Anwendung dieses Vertrages sind
auch Versicherungs- und Ersatzzeiten zu be-
rücksichtigen, die vor seinem Inkraf t t re ten zu-
rückgelegt worden sind.

(3) Leistungen aus der Sozialversicherung,
die wegen Aufenthaltes des Berechtigten im Aus-
lande, aus höhere r Gewal t oder auf G r u n d der
Vorschrif ten eines der beiden Staaten geruh t
haben, we iden für die Zeit v o m Tage des In -
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krafttretens des vorliegenden Vertrages an be-
zahlt. Mit Wirkung vom selben Tage werden die
Leistungen, die aus dem gleichen Grunde nicht
zuerkannt worden sind, festgestellt und gezahlt.

(4) Vor dem Tage des Inkraf t t re tens des vo r -
liegenden Vertrages festgestellte Leistungen
werden mi t W i r k u n g v o m gleichen Tage, inso-
weit sie nicht vorher m i t ihrem Kapitalswerte
abgefunden worden sind, umgerechnet, u m sie
den Best immungen dieses Vertrages anzupassen.

(5) H a t die Gesetzgebung eines der beiden
Staaten den eigenen Staatsbürgern die Berück-
sichtigung v o n Beitrags- oder Ersatzzeiten zu-
gestanden, die in der Zei t v o m 13. März 1938
bis 9. Apri l 1945 in der Pflicht- oder in der
Wei te r - oder freiwilligen Versicherung mi t dem
Beschäftigungsort, beziehungsweise dem W o h n -
o r t außerhalb des derzeitigen Staatsgebietes
zurückgelegt wurden, so erstreckt sich dieses
Zugeständnis nicht auf die Staatsbürger des
anderen Staates. Das gleiche gilt für die von
einem Staat den eigenen Staatsbürgern gewähr ten
Leistungen aus Arbeitsunfällen, die sich in der
gleichen Zeit außerhalb des derzeitigen Staats-
gebietes ereignet haben.

(6) Die im § 58 des österreichischen Sozial-
versicherungs-Überleitungsgesetzes v o m 12. Jun i
1947 festgesetzte Frist wi rd rücksichtlich der im
Art ike l 2 Absatz 1 Z. 1 lit. b bis e bezeichneten
Versicherungszweige für italienische Staatsbürger
bis zum Ablaufe v o n sechs Mona ten nach dem
Tage verlängert, der von den obersten Ver-
waltungsbehörden der beiden Staaten vereinbart
werden wird.

Artikel 41.

Die obersten Verwaltungsbehörden der beiden
Staaten werden Bestimmungen, die sich für die
Anwendung des vorliegenden Vertrages nach
den Artikeln 9 bis 13, für die Berechnung der
Kosten der Hilfeleistung oder sonst als not-
wendig erweisen, vereinbaren.

Artikel 42.

(1) Zur Überwachung der richtigen Anwen-
dung dieses Abkommens wird ein gemischter
beratender Ausschuß eingesetzt. Dieser kann jede
mit der Anwendung des Abkommens zusammen-
hängende Frage prüfen und gegebenenfalls den
Regierungen beider Länder Vorschläge unter-
breiten.
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(2) Der Ausschuß t r i t t auf das Ansuchen der
einen oder der anderen Regierung, in Österreich
oder in Italien, zusammen. Ihm gehören eine
gleiche Anzahl Vertre ter der obersten Verwal-
tungsbehörden der beiden Staaten an. Jede Dele-
gation kann die erforderlichen Experten bei-
ziehen.

(3) Der Ausschuß best immt seine in terne
Organisation und seine Arbeitsweise selbst. Er
kann sich m i t den beteiligten österreichischen
und italienischen Verwaltungen direkt in Ver-
bindung setzen.

Artikel 43.

(1) Trifft einer der beiden Staaten einseitige
Bestimmungen für die Anwendung des vorlie-
genden Vertrages in seinem Staatsgebiet, so wird
er diese der obersten Verwaltungsbehörde des
anderen Staates mitteilen.

(2) Die obersten Verwaltungsbehörden werden
sich ferner laufend alle Änderungen der
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften, auf
die sich der vorliegende Vert rag bezieht, mit-
teilen.

Artikel 44.

Im Sinne des vorliegenden Vertrages gelten
als oberste Verwaltungsbehörde in der Republik
Österreich das Bundesministerium für soziale
Verwal tung und in der Republik Italien das
Ministerium für Arbeit u n d soziale Fürsorge.

Art ikel 45.

(1) Der vorliegende Vert rag wird für die
Dauer von drei Jahren geschlossen. Er gilt als
stillschweigend von drei zu drei Jahren ver-
längert, es wäre denn, daß eine Kündigung
erfolgt, die dem anderen Staate drei Monate
vor Fristablauf bekanntzugeben ist.

(2) Die Kündigung durch einen der beiden
Staaten be rühr t nicht die Ansprüche aus Ver-
sicherungsfällen, die vor dem Außerkraf t t re ten
dieses Vertrages entstanden sind, ohne Rücksicht
auf einschränkende Bestimmungen, die nach
innerstaatlichem Rechte für den Fall des Auf-
enthaltes des Berechtigten im Auslande vor-
gesehen sind.
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(3) Die auf Grund dieses Vertrages erwor-
benen Anwartschaften erlöschen nicht mit seinem
Außerkrafttreten. Ihre Erhaltung für die Zeit
nach dem Außerkrafttreten des Vertrages wird
Gegenstand von ergänzenden Abkommen zwi-
schen den beiden Staaten sein.

Artikel 46.

(1) Der vorliegende Vertrag soll ratifiziert
werden. Die Ratif ikationsurkunden werden so-
bald als möglich in R o m ausgetauscht werden.

(2) Der Vert rag t r i t t mi t dem ersten Tag
des Monats in Kraft, der auf den Austausch der
Ratif ikationsurkunden folgt.

(3) Der vorliegende Vertrag wird in vier
Urschriften, und zwar zwei in deutscher und
zwei in italienischer Sprache, ausgefertigt. Jeder
der beiden vertragschließenden Staaten erhält
je eine Urschrift in deutscher und in italienischer
Sprache. Beide Tex te haben gleiche Geltung.

Z u U r k u n d dessen haben die Bevollmächtigten
diesen Vert rag unterzeichnet und mi t ihren
Siegeln versehen.

Geschehen in Wien, am 30. Dezember 1950.

Für die Republik Österreich:

Figl

Dr. Gehrmann

Für die Italienische Republik:

G. Cosmelli

Zusatzprotokoll.
Anläßlich der Unterzeichnung des Vertrages

zwischen Österreich und Italien über Sozial-
versicherung sind die Bevollmächtigten der
beiden Staaten über nachstehende Bestimmungen
übereingekommen :

I. Die beiden Regierungen sind sich über die
Notwendigkeit einig, sobald als möglich gemein-
same Besprechungen mit der Regierung der
Bundesrepublik Deutschland aufzunehmen, um
zu einer einvernehmlichen Lösung der Fragen
zu gelangen, die mit dem Abkommen zwischen
dem Deutschen Reich und Italien vom 26. Fe-
bruar 1941 zur Regelung der Sozialversicherung
der Personen zusammenhängen, die unter das
Abkommen zwischen den gleichen Staaten
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vom 21. Oktober 1939 über die wirt-
schaftliche Durchführung der Umsiedlung der
Volksdeutschen und deutschen Reichsangehörigen
aus Italien in das Deutsche Reich gefallen sind.
In diesen Verhandlungen werden auch zum
Zwecke der notwendigen Klarstellung die Fragen
betreffend die Anwendung des deutsch-italieni-
schen Vertrages vom 20. Juni 1939 über die
Sozialversicherung und der darauf Bezug haben-
den Verwaltungsabkommen geprüft werden.

Zwischenweilig kommen die beiden Regierun-
gen überein, für die Anwendung des vorlie-
genden Vertrages die Südtiroler und Kanaltaler,
die dem Abkommen vom 21. Oktober 1939
unterlegen sind und in Österreich oder Italien
wohnen, sofern sie nicht Angehörige eines
dritten Staates sind und sofern sie zwar um die
österreichische oder italienische Staatsbürger-
schaft angesucht, dieselbe aber noch nicht er-
halten haben, den Angehörigen des Staates
gleichzustellen, in dem sie gegenwärtig wohnen.

Sie kommen überdies in Erwartung der im
dreiteiligen Einvernehmen zu treffenden Lösung
der obenbezeichneten Fragen und unter Vor-
behalt dieser Lösung überein

a) die Zahlung der italienischen Invaliditäts-,
Alters- und Hinterbliebenenrenten an die
Südtiroler und Kanaltaler aufzunehmen,
die gegenwärtig in Österreich oder in
Italien wohnen und für die die Rechtslage
hinsichtlich der Überweisung des Kapitals-
wertes der Renten an die deutschen Ver-
sicherungsträger in Durchführung der
italienisch-deutschen Abkommen vom
21. Oktober 1939 und vom 26. Februar
1941 noch nicht festgestellt werden konnte,

b) die vorangeführten Zahlungen als vor-
läufige anzusehen, in dem Sinne, daß die
österreichische Regierung, mangels des vor-
gesehenen Einverständnisses der zustän-
digen deutschen Behörden, für den un-
verzüglichen Rückersatz der gezahlten
Beträge an das italienische Istituto Nazio-
nale della Previdenza Sociale Sorge tragen
wird.

II. Die österreichische Regierung behält sich
vor, zu prüfen, ob die in der italienischen
Gesetzgebung vorgesehenen außerordentlichen
Arbeitslosenunterstützungen der Notstandshilfe
der österreichischen Gesetzgebung gleichwertig
sind. In diesem Falle gelten die im Artikel 2
Absatz 1 Z. 1 lit. g und Z. 2 lit. e des Vertrages
vorgesehenen Ausnahmen von dem Tage an, der
von den obersten Verwaltungsbehörden der
beiden Staaten einvernehmlich festgestellt werden
wird, als aufgehoben.

III. Die beiden Regierungen vereinbaren,

a) daß die österreichischen und die italieni-
schen Unfallversicherungsträger sich gegen-
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seitig die Beträge ersetzen, die sie für Un-
fälle auf dem Gebiete des anderen Staates
gezahlt haben, jedoch beschränkt auf
Leistungen aus Todesfällen und aus Fällen
einer dauernden Erwerbsunfähigkeit von
mindestens 50 vom Hundert;

b) daß dieser Rückersatz nur geleistet wird
für Beträge, die vom 1. Juni 1946 bis zum
Inkrafttreten des Vertrages gezahlt wurden
und soweit während dieses Zeitraumes ein
Leistungsanspruch bestand.

IV. Die beiden Regierungen haben die Rechts-
lage hinsichtlich einiger Notare, die ihre Berufs-
tätigkeit in beiden Staaten ausgeübt haben, und
hinsichtlich ihrer Hinterbliebenen geprüft. Nach-
dem sie die Verschiedenheit des rechtlichen
Charakters der Versorgungseinrichtungen in den
beiden Staaten für diese Berufsgruppe, und zwar
insofern festgestellt haben, daß die Versicherung
der Notare in Österreich zur Sozialversicherung
gehört, während dies in Italien nicht der Fall
ist, sind sie zu dem Schluß gekommen, daß der
Vertrag auf die obenangeführten Notare nicht
angewendet werden kann.

Die beiden Regierungen kommen daher über-
ein, der Versicherungsanstalt des österreichischen
Notariats und der Cassa Nazionale del
Notariato in Italien zu empfehlen, im beider-
seitigen Einvernehmen und mit der Zustimmung
ihrer obersten Aufsichtsbehörde die oben an-
geführten Rechtsverhältnisse im Geiste des Ver-
trages zu regeln.

V. Die Regierungen der beiden Staaten
werden, falls notwendig zusammen mit einem
dritten Staat, prüfen, ob und welche Rück-
wirkungen sich für die Anwendung des Ver-
trages auf die eigenen Staatsbürger aus der An-
wendung des Friedensvertrages (Staatsvertrages
mit Österreich) ergeben.

Die vorstehenden Bestimmungen bilden einen
integrierenden Bestandteil des Vertrages und
werden, soweit sie das innerstaatliche Recht der
beiden Staaten ändern, mit dem Tage des In-
krafttretens des Vertrages wirksam. Die übrigen
Bestimmungen erlangen hingegen mit der Unter-
zeichnung des vorliegenden Protokolles Wirk-
samkeit.

Geschehen in Wien am 30. Dezember 1950.

Für die Republik Österreich:

Figl

Dr. Gehrmann

Für die Italienische Republik:

G. Cosmelli
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Zweites Zusatzprotokoll
zum Vertrag zwischen Österreich und Italien
über Sozialversicherung vom 30. Dezem-

ber 1950.

Die Bevollmächtigten der österreichischen und
italienischen Regierung haben heute folgende
Änderungen des am 30. Dezember 1950 in Wien
unterzeichneten Vertrages zwischen Österreich
und Italien über Sozialversicherung vereinbart:

I. Art. 2 Abs. 1 Z. 2 lit. f hat zu lauten wie
folgt:

„f) die Gesetze über den physischen und wirt-
schaftlichen Schutz der arbeitenden Mütter,
soweit sie die Versicherungsleistungen an
die arbeitenden Mütter während der
Schwangerschaft oder nach der Entbindung
betreffen;"

II. Im Abschnitt II hat die Überschrift „Ver-
sicherungen gegen Krankheit, Tuberkulose so-
wie für Heiraten und Geburten." zu lauten wie
folgt: „Versicherungen für die Fälle der Krank-
heit, Tuberkulose und Mutterschaft."

III. Art. 13 hat zu lauten wie folgt:

„Die Vorschriften der Artikel 9 bis 12 gelten,
soweit sie anwendbar sind, auch für die Ver-
sicherungsleistungen, die in den Gesetzen über
den physischen und wirtschaftlichen Schutz der
arbeitenden Mütter nach Artikel 2 Absatz 1 Z. 2
lit. f vorgesehen sind."

IV. Art. 19 hat zu lauten wie folgt:

„Soweit anwendbar, gelten auch für die Ver-
sicherung gegen Arbeitsunfälle und Berufs-
krankheiten die Vorschriften der Artikel 10 bis
12 und 41, aber beschränkt auf die Sach- und
Geldleistungen, die während der vorübergehen-
den Arbeitsunfähigkeit nach den italienischen
Vorschriften und bis zur Beendigung der Heil-
behandlung nach den österreichischen Vorschrif-
ten gebühren. Für die anderen Leistungen, ins-
besondere Renten und Sterbegeld, gelten die
Vorschriften der Artikel 7 und 38."

Ferner haben die Bevollmächtigten folgende
Berichtigung der zwei deutschen Urschriften des
obangeführten Vertrages und der zwei italieni-
schen Urschriften des Zusatzprotokolles vom
30. Dezember 1950 zu diesem Vertrag ver-
einbart:

1. Im, Artikel 23 der zwei deutschen Ur-
schriften des Vertrages:
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2. Im Punkt II der zwei italienischen Urschrif-
ten des Zusatzprotokolles:

Die vorstehenden Bestimmungen bilden einen
integrierenden Bestandteil des Vertrages zwi-
schen Österreich und Italien über Sozialversiche-
rung vom 30. Dezember 1950 und werden mit
dem Tage des Inkrafttretens des Vertrages wirk-
sam.

Dieses Protokoll wird in vier Urschriften:
zwei in deutscher und zwei in italienischer
Sprache ausgefertigt. Jeder Staat erhält je eine
Urschrift in deutscher und italienischer Sprache
mit gleicher Geltungskraft.

Geschehen in Wien, am 29. Mai 1952.

Für die Republik Österreich:

Gruber

Für die Italienische Republik:

G. Cosmelli

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten haben, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag samt Zusatzprotokoll und zweitem Zusatzprotokoll für ratifiziert und verspricht im
Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der in diesem Vertrag und in den
Protokollen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister
für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 18. Oktober 1952.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
Figl

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Maisel

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Gruber

Da der Austausch der Ratifikationsurkunden am 22. Jänner 1955 stattgefunden hat, ist der
Vertrag samt Zusatzprotokollen gemäß seinem Artikel 46, Abs. 2, am 1. Feber 1955 in Kraft
getreten.

Raab


